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A 

Der federführende Ausschuss für Fragen der Europäischen Union (EU), 

der Finanzausschuss (Fz), 

der Ausschuss für Innere Angelegenheiten (In) und 

der Wirtschaftsausschuss (Wi) 

empfehlen dem Bundesrat, zu der Vorlage gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG wie folgt 
Stellung zu nehmen: 

1. Der Bundesrat begrüßt die Initiativen und den Maßnahmenplan der 
Kommission  zur Stärkung der öffentlich-privaten Partnerschaften (ÖPP). 
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Der Bundesrat stimmt mit der Kommission darin überein, dass durch ÖPP im 
Infrastrukturbereich die Umsetzung von Projekten nachhaltig verbessert werden 
kann. Nach Auffassung des Bundesrates können ÖPP insbesondere durch den 
Lebenszyklusansatz zu einer Effizienzsteigerung, Kostensenkung und einer 
nachhaltigen Qualitätssicherung beitragen. Der Bundesrat unterstützt deshalb 
ÖPP als alternative und innovative Beschaffungsvariante zur konventionellen 
Eigenrealisierung des öffentlichen Bereichs. 

2. Der Bundesrat hebt hervor, dass die Beteiligung privaten Kapitals und Know-
hows an der Verwirklichung von Investitionsmaßnahmen der öffentlichen Hand 
in besonderer Weise geeignet ist, die öffentlichen Haushalte, die durch die 
Bekämpfung der Folgen der internationalen Finanz- und Wirtschaftskrise 
besonders angespannt sind, nachhaltig zu entlasten. Die Wirtschaftlichkeits-
vorteile, die durch die langfristige, die gesamte Betriebsphase umfassende 
Einbindung privatwirtschaftlichen Engagements in öffentliche Projekte ent-
stehen, schaffen insbesondere Raum zur Verbesserung und Modernisierung der 
Infrastruktur und sind damit ein wichtiges Element zur Erhöhung der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Deutschland. 
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3. Die Mitteilung der Kommission betrifft die Verwaltung der Länder. EU 
In 

4. Der Bundesrat weist auf die vielfältigen Aktivitäten und die erfolgreichen ÖPP-
Projekte der Länder, der Kommunen und des Bundes hin, die maßgeblich dazu 
beigetragen haben, ÖPP in Deutschland auf den Weg zu bringen. Die ÖPP-
Initiative wird in Deutschland gerade auch von der föderalen Struktur in 
breitem Umfang getragen. 
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5. Der Bundesrat weist darauf hin, dass die Länder sehr frühzeitig die positiven 
Effekte von ÖPP erkannt und sich nachdrücklich und mit Erfolg für eine 
substanzielle Steigerung ihres Anteils an öffentlichen Investitionen eingesetzt 
haben. Er befürwortet eine konsequente Fortsetzung aller zielführenden 
Initiativen, um die Akzeptanz von ÖPP auf allen staatlichen Ebenen weiter zu 
erhöhen. 
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6. Der Bundesrat betont, dass die Rahmenbedingungen für die Teilnahme kleiner 
und mittlerer Unternehmen an ÖPP kontinuierlich gepflegt und verbessert 
werden müssen, um den Anteil mittelständischer Akteure in diesem dyna-
mischen Markt spürbar zu erhöhen. Diesem Ziel einer mittelstandsfreundlichen 
Ausgestaltung dienen vor allem eine verstärkte Inanspruchnahme von ÖPP für 
kleine, mittelstandsgerechte Projekte, eine verbesserte Transparenz und eine 
Senkung der Transaktionskosten durch Standardisierungen. 
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7. Die von der Kommission vorgesehenen Maßnahmen zur Verbesserung der 
Rahmenbedingungen werden vom Bundesrat begrüßt. Insbesondere die 
Initiative, hinsichtlich der Zuweisung von EU-Mitteln für Investitionsvorhaben 
gleiche Wettbewerbsbedingungen für ÖPP gegenüber konventionellen Eigen-
realisierungen des öffentlichen Bereichs zu schaffen, ist dringend geboten. 
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8. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, sich bei den Beratungen über die 
Mitteilung der Kommission im Rat für Folgendes einzusetzen: 
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9. - Der Bundesrat befürwortet ausdrücklich einen Dialog zu dem Thema ÖPP 
mit allen relevanten Interessengruppen. 
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10.  Der Bundesrat setzt sich für eine einfache und übersichtliche Organisations-
struktur ein, bei der möglichst viele Zuständigkeiten gebündelt sind. 
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Annahme 
entfällt 

Ziffer 11) 

 

 

11.  Das Thema ÖPP sollte bei der EU in einfachen und übersichtlichen 
Organisationsstrukturen behandelt werden. 
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12.  An Stelle der Gründung einer ÖPP-Gruppe sollten die Aktivitäten auf euro-
päischer Ebene beim European PPP Expertise Centre (EPEC) konzentriert 
werden, um Parallelstrukturen zu vermeiden. 
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13.  Hinsichtlich einer von der Kommission neu einzusetzenden ÖPP-
Fachgruppe gibt der Bundesrat allerdings zu bedenken, ob und inwieweit 
diese Aufgaben nicht in bislang existierenden Organisationsstrukturen 
(z. B. das Europäische ÖPP-Kompetenzzentrum (EPEC)) umgesetzt werden 
können. 
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Ziffer 12) 

14.  Die genannten möglichen Vorhaben (Herausgabe von Leitlinien) werden 
auch vor dem Hintergrund der bereits bestehenden nationalen Kompetenz-
zentren und zahlreicher bestehender Richtlinien, Leitlinien und Leitfäden 
im Bezug auf den Grundsatz der Subsidiarität nicht für erforderlich 
gehalten. 
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15. - Es wird begrüßt, dass EU-Fördermittel auch für ÖPP-Projekte zugänglich 
gemacht werden sollen. Die bestehenden haushaltsrechtlichen Verfahren 
und Vorschriften des Bundes, der Länder und der Kommunen regeln, in 
welchen Fällen die Realisierung einer Maßnahme in Form einer öffentlich-
privaten Partnerschaft bzw. Zusammenarbeit erfolgen kann. Diese Rege-
lungen haben sich in ihrer bisherigen Form bewährt. Das Vorhaben der 
Kommission, dabei Diskriminierungsfreiheit zwischen der privaten oder 
öffentlichen Verwaltung eines Projekts zu gewährleisten, sollte darüber 
hinaus nicht zu zusätzlichen Verfahrensvorschriften führen, die die Kom-
plexität bestehender Verfahren erhöhen oder die Handlungsmöglichkeiten 
der öffentlichen Auftraggeber einschränken. 
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16. - Der Bundesrat bekräftigt, dass die EU keine umfassende Regelungs-
kompetenz für Fragen der ÖPP in den Mitgliedstaaten hat. Er appelliert an 
die Kommission, den Gestaltungsspielraum der Mitgliedstaaten, Regionen 
und lokalen Gebietseinheiten nicht durch legislative Eingriffe einzu-
schränken. Dies betrifft insbesondere auf Dienstleistungskonzessionen ge-
richtete Regulierungsbestrebungen der Kommission, die die Gefahr begrün-
den, die notwendige Flexibilität bei der Ausgestaltung attraktiver und 
effektiver ÖPP-Projekte zu behindern. 
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17. - ÖPP erfordern keine zusätzlichen gemeinschaftsrechtlichen Regelungen zur 
Vergabe von Konzessionen. Die bestehenden vergaberechtlichen Regelun-
gen reichen für eine erfolgreiche Umsetzung mit ÖPP aus. 
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 Die Vergabe von Baukonzessionen ist bereits derzeit hinreichend im Ge-
meinschaftsrecht geregelt. Bei Dienstleistungskonzessionen hat der Ge-
meinschaftsgesetzgeber bislang bewusst auf sekundärrechtliche Regelungen 
der Vergabe verzichtet. Nach ständiger Rechtsprechung des EuGH besteht 
jedoch auch hier kein rechtsfreier Raum. Vielmehr gelten die aus den 
Grundfreiheiten des AEUV abzuleitenden primärrechtlichen Grundsätze der 
Gleichbehandlung, Nichtdiskriminierung und der Transparenz. Ein beson-
derer Regelungsbedarf der Dienstleistungskonzession kann demnach nicht 
mit ÖPP hergeleitet werden. 

18.  Der Bundesrat hat bereits in seiner 802. Sitzung am 9. Juli 2004 Regelun-
gen zur Vergabe von Dienstleistungskonzessionen abgelehnt (BR-Druck-
sache 408/04 (Beschluss)). Es sind bislang keine Änderungen oder Ent-
wicklungen eingetreten, die einen neuen Vorstoß der Kommission recht-
fertigten. 
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19. Der Ausschuss für Kulturfragen, 

der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und 

der Verkehrsausschuss 

empfehlen dem Bundesrat, von der Vorlage gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Kennt-
nis zu nehmen. 

  


